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Vorschlag für die 12. Gesellschaftsrechtliche Richtlinie des Rates betreffend 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesellschafter 
- KOM(88) 101 endg.-SYN 135 

»Rats.-Dok. Nr. 6705/88« 


A. Problem 

Der Richtlinienvorschlag strebt an, die Einpersonengesellschaft 
mit beschränkter Haftung gemeinschaftsweit einzuführen. 

B. Lösung 

Die Zielsetzung des Richtlinienvorschlags wird begrüßt, die Aus- 
gestaltung im einzelnen jedoch abgelehnt. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Enthaltung seitens der Fraktion 
DIE GRÜNEN 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 


keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Deutsche Bundestag begrüßt das mit dem Richtlinienvorschlag — Drucksache 
11/2766 — verfolgte Ziel, die Einpersonen- GmbH in allen EG -Mitgliedstaaten zuzu- 
lassen. Bei den Einzelregelungen sind jedoch insbesondere die in Artikel 2 Abs. 2 
enthaltene Beschränkung („Enkelverbot"), die in Artikel 2 Abs. 3 gewählten Optio- 
nen zur Haftungsregelung und für die Festsetzung eines Mindestkapitals und die 
mit Artikel 6 bezweckte Ausdehnung auf Einpersonen- Aktiengesellschaften abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 13. April 1989 

Der Rechtsausschuß 

Stiegler Dr. Abelein Stiegler 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Abelein und Stiegler 


1. Der Vorschlag für die 12. Gesellschaftsrechtliche 
Richtlinie des Rates betreffend Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung mit einem einzigen Gesell- 
schafter [KOM(88) 101 endg.-SYN 135] - Druck- 
sache 11/2766 — ist vom Präsidenten des Deut- 
schen Bundestages mit Schreiben vom 18. August 
1988 gemäß § 93 der Geschäftsordnung an den 
Rechtsausschuß federführend und den Ausschuß 
für Wirtschaft mitberatend überwiesen worden 
(vgl. Drucksache 11/2724 Nr. 1). 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat den 
Richtlinienvorschlag am 26. Oktober 1988 beraten. 
Er unterstützt einmütig bei einer Enthaltung die 
von der Bundesregierung dargelegten Bedenken. 

Beim Rechtsausschuß ist der Richtlinienvorschlag 
zunächst vom Unterausschuß Europarecht in des- 
sen 9. und 12. Sitzung vom 2. Dezember 1988 und 
27. Januar 1989 behandelt worden. Der Unteraus- 
schuß hat sodann dem Rechtsausschuß die oben 
wiedergegebene Beschlußempfehlung vorgeschla- 
gen, die der Rechtsausschuß seinerseits in seiner 
42. Sitzung vom 15. Februar 1989 einstimmig bei 
Enthaltung der Fraktion DIE GRÜNEN übernom- 
men hat. 

2. Der Richtlinienvorschlag bezweckt die gemein- 
schaftsweite Einführung der Einpersonen-GmbH. 
Dieses Rechtsinstitut, das bisher nicht in allen 
Rechtsordnungen der EG-Mitgliedstaaten aner- 
kannt ist, soll kleine und mittlere Unternehmen för- 
dern, indem auch Einzelpersonen eine wirtschaftli- 
che Betätigung bei gleichzeitiger Beschränkung 
ihrer Haftung auf das unternehmerisch eingesetzte 
Vermögen eröffnet wird. Inhaltlich verpflichtet der 
Vorschlag die Mitgliedstaaten, Einpersonenge? 
Seilschaften mbH entweder bereits durch ent- 
sprechende Gründung oder durch spätere Vereini- 
gung aller Geschäftsanteile zuzulassen (Artikel 2 
Abs. 1). Nicht zugelassen wird hingegen, daß eine 
Einpersonengesellschaft, deren einziger Gesell- 
schafter eine juristische Person ist, wiederum allei- 
niger Gesellschafter einer anderen Einpersonenge- 
sellschaft wird — sog. „Enkelverbot“ (Artikel 2 
Abs. 2). Eine weitere Beschränkung für Einperso- 
nengesellschaften, sofern deren einziger Gesell- 
schafter eine juristische Person ist, enthält Artikel 3 
Abs. 3. Die EG-Mitgliedstaaten „können“ dem- 
nach entweder eine unbeschränkte Haftung des 
Alleingesellschafters für Verbindlichkeiten der 
Einpersonengesellschaft vorsehen oder ein Min- 
destkapital festsetzen, sofern die Gesellschaft nicht 
eine bestimmte Größe, die sich an den Grenzwer- 
ten der 4. Gesellschaf tsrechtlichen Richtlinie (Bi- 
lanzrichtlinie — 78/660 EWG) orientiert, über- 
schreitet. Anderenfalls soll wiederum eine unbe- 
schränkte Haftung eintreten. 


Im weiteren sieht der Richtlinienvorschlag vor, daß 
sich die Tatsache einer Einpersonengesellschaft 
aus der Registereintragung ergeben muß (Arti- 
kel 3), daß der einzige Gesellschafter, der die Be- 
fugnisse der Gesellschafterversammlung ausübt, 
diese Befugnis nicht übertragen kann (Artikel 4 
Abs. 1), und in diesem Rahmen gefaßte Beschlüsse 
der Schriftform bedürfen (Artikel 4 Abs. 2). Dieses 
Schriftform erfordernis gilt auch für Verträge zwi- 
schen dem einzigen Gesellschafter und der Gesell- 
schaft, wobei die Möglichkeit eines Selbstkontra- 
hierens in der Satzung oder im Errichtungsakt vor- 
gesehen sein muß (Artikel 5). 

Die Bestimmungen der Richtlinie sollen auch die 
Einpersonen-Aktiengesellschaft erfassen, sofern 
die Mitgliedstaaten diese Rechtsform zulassen (Ar- 
tikel 6). 

3. Im Rechtsausschuß und seinem Unterausschuß 
ist die vom Richtlinienvorschlag verfolgte Zielset- 
zung begrüßt, die Einzelausgestaltung einer ge- 
meinschaftsweiten Zulassung von Einpersonen- 
GmbH jedoch abgelehnt worden. Diese Einschät- 
zung wird nicht nur vom mitberatenden Ausschuß 
für Wirtschaft, sondern auch von der Bundesregie- 
rung und vom Bundesrat (vgl. insoweit BR-Druck- 
sache 303/88 — Beschluß) geteilt. 

Kritik fanden im Ausschuß insbesondere die in der 
oben wiedergegebenen Beschlußempfehlung an- 
gesprochenen Einzelregelungen. Die in Artikel 2 
Abs. 2 vorgesehene Einschränkung (sog. „Enkel- 
verbot“) widerspricht der dem Richtlinienvor- 
schlag zugrundeliegenden Zielsetzung, mittelstän- 
dige Unternehmen zu fördern, und würde überdies 
kostenträchtige Konsequenzen für die derzeitige 
Konzernstruktur erfordern, sofern die Einschrän- 
kung nicht, z. B. durch die Beteiligung von Stroh- 
männern, umgangen würde. Die in Artikel 2 Abs. 2 
vorgesehenen Optionen stehen nach Auffassung 
des Ausschusses im Widerspruch zum Instrument 
der Haftungsbeschränkung, das die GmbH aus- 
zeichnet. Die in der 1. Option vorgesehene pau- 
schale Durchgriffshaftung weicht entscheidend 
von den Prinzipien des deutschen Rechts ab, das 
eine Durchgriffshaftung nur für bestimmte begrün- 
dete Einzelfälle kennt. Widersprüchlich erscheint 
auch die 2. Option, die eine unbeschränkte Haf- 
tung erst bei Überschreitung gewisser Grenzwerte 
eröffnet, da sie erst solche Unternehmen, die ein 
größeres Haftungssubstrat besitzen, in die Durch- 
griffshaftung einbezieht, bei den kleineren Unter- 
nehmen hierauf jedoch verzichtet. 

Der Wortlaut des Artikels 2 Abs. 3 läßt im übrigen 
nicht deutlich werden, ob die Mitgliedstaaten eine 
der beiden oben aufgeführten Alternativen wählen 
müssen. 
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Die Erstreckung der Bestimmungen des Richtli- 
nienvorschlages auch auf Einpersonen-Aktienge- 
sellschaften ist aus den oben genannten Gründen 
ebenfalls abzulehnen. Weitere Bedenken gegen 
eine derartige Erstreckung auf Einpersonen-Ak- 
tiengesellschaften knüpfen an die sonstigen Rege- 
lungen des Richtlinienvorschlags an. So wird die 
Pflicht zur Eintragung, daß eine Einpersonenge- 


sellschaft gegeben ist, der Situation einer Einper- 
sonen-Aktiengesellschaft, da Aktionäre mit Inha- 
beraktien grundsätzlich in keinem Register ein- 
getragen werden, ebensowenig gerecht wie der 
Ausschuß einer Bevollmächtigung, die Rechte 
der Hauptversammlung auszuüben, und wie die 
für ein Selbstkontrahieren vorgesehene Vorausset- 
zung. 


Bonn, den 13. April 1989 


Dr. Abelein Stiegler 

Berichterstatter 
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